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Mittheilungen aus der Praxis. 

Beleidigende Schreibweiſe gegenüber einem Gemeindevorſteher gehört nicht zu 
jenen Straffällen, auf welche § 12, al. C. der kaiſerlichen Verordnung vom 
20. April 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, Anwendung findet. 

Im Falle der feſtgeſtellten Verpflichtung einer Gemeinde zur Ergänzung des 
Einkommens des Curaten auf den Congrua-Betrag iſt die Deckung der Con⸗ 
gura geſichert und hienach die geſetzliche Vorausſetzung eines Anſpruches an 
die Regierung wegen Ergänzung der Congrua nicht gegeben. 

lan 


Perſonalien. — Erledigungen. * 


Zur Frage von der Natur der Schriftſteuer. 


Von Dr. Stefan Koczyüski, k. k. Finanzrath in Trieſt. 
) 


Die Anſicht Widmer's, deren Widerlegung im erſten Theil 
dieſer Abhandlung verſucht wurde: daß die öſterreichiſche Stempel— 
abgabe die Natur einer Verkehrsſteuer beſitze, wird von ihm — wie 
hier der Genauigkeit wegen conſtatirt werden ſoll — nicht für alle 
Phaſen der Entwicklung dieſer Abgabe feſtgehalten. Er beſchränkt dieſe 
Behauptung vielmehr zunächſt auf das Stempelweſen, wie es bei 
ſeiner erſten Einführung zu Ende des 17. Jahrhunderts und dann 
bei feiner Generalreform durch Maria Therefia conſtruirt war; da 
das gegenwärtige Gebührenweſen aus dieſen Stempelpatenten her= 
vorgegangen ſei, ſo hätte das aus ihnen in das heutige Recht Ueber⸗ 
gegangene — alſo das, was wir als Schriftſteuer bezeichnen — den 
Charakter einer Verkehrsſteuer. Dagegen hätte (nach Widmer) dem 
inneröſterreichiſchen Stempelpatente vom 26. Auguſt 1716 „ein 
weſentlich anderer Gedanke“ zu Grunde gelegen. Die Stempelabgaben 
dieſes Patentes wären nämlich Gebühren im Sinne der Wiſſenſchaft, 
und beſtände zwiſchen dieſem Patente und dem heutigen Rechte kein 
innerer Zuſammenhang. 

Keiner der zwei Theile des letzten Satzes vermag ſich einer ein— 
gehenderen Prüfung gegenüber zu behaupten: es wird deßhalb auch 
dieſer Aufſtellung Widmer's nicht zugeſtimmt werden konnen. 

1. Seine Behauptung hinſichtlich der Natur der inneröſterrei⸗ 
chischen Stempel begründet Widmer folgendermaßen: „Nach dieſem 
ane (vom 26. Auguſt 1716) ind nur die Memorialien, 
Bittſchriften und andere Eingaben ſammt ihren Beilagen, welche bei 
den verſchiedenen Stellen, Gerichten und Kanzleien überreicht werden, 
Gegenſtand einer Stempelabgabe. Alſo nur dann, wenn die Staats⸗ 
bürger eine beſondere amtliche Thätigkeit für ihre eigenen Intereſſen 
in Anſpruch nehmen, ſollen fie auch die hiedurch verurſachten Koſten 


) Siehe die Nummer 41 und 42 des Jahrgangs 1898 dieſer Zeitſchrift. 


mit einem wenn auch kleinen Theilbetrage mittragen helfen. 


Eine 
ſolche Abgabe iſt eine Gebühr im ſtreng wiſſenſchaftlichen Sinne 
des Wortes.“ 

Dieſe Anführung Widmer's gründet ſich auf den Text des 
Patentes, der ihm vorgelegen haben dürfte, ſonſt aber nicht leicht zu— 
gänglich iſt, weil der Codex austriacus, die einzige gedruckte Samm— 
lung von Rechtsvorſchriften für jene Zeit öſterreichiſch (austriacus) 
im damaligen Sinne, alſo auf die Erzherzogthümer Oeſterreich 
unter und ob der Enns beſchränkt iſt und Normalien, die für andere 
Erblande ergingen, wie eben das inneröſterreichiſche Stempelpatent, 
nicht enthält. Nach dem von Widmer angeführten Terte wäre aller- 
dings auf den erſten Anſchein hin anzunehmen, daß jetzt die Stempel— 
pflicht ſich auf Eingaben und ihr Zubehör beſchränke, und demnach 
im Gegenſatze zu den erſten Stempelpatenten die Abgabenpflicht von 
Urkunden beſeitigt worden ſei. Dieſer Umſtand legt es dann nahe, 
dieſe Stempel als Entgelt für die Amtsleiſtung, als Erſatz der mit 
ihr verbundenen Koſten, demnach als Gebühren im wiſſen— 
ſchaftlichen Sinne anzuſehen. 

Hier ſei eine kleine Zwiſchenbemerkung geſtattet. Der Zufall, 
daß die Redactoren des Geſetzes vom 9. Februar 1850, R.-G.-Bl. 
Nr. 50, für die aus Taxen, Stempeln, Mortuarien, Erbſteuern und 
Laudemien entſtandene Abgabe den gemeinſamen Namen „Gebühr“ 
wählten, welchem in der deutſchen Finanzwiſſenſchaft ein ganz anderer 
Sinn zukommt, veranlaßt in Arbeiten über das öſterreichiſche Gebühren⸗ 
recht eine gewiſſe Schwerfälligkeit, weil zur Vermeidung von Miß— 
verſtändniſſen jedesmal deutlich und umſtändlich angegeben werden muß, 
in welcher der beiden Bedeutungen das Wort Gebühr gemeint iſt. 
Da dieſer Ausdruck nur für das öſterreichiſche Recht geſetzlich feſt⸗ 
gelegt iſt, überdies auch ſchwer eine andere paſſende Sammelbezeich⸗ 
nung für das gefunden werden könnte, was in Oeſterreich dermal 
Gebühr heißt, ſo drängt ſich die Erwägung auf, ob es nicht möglich 
und angezeigt wäre, den wiſſenſchaftichen Ausdruck „Gebühr“ durch 
eine anderweitig geeignete Bezeichnung zu erſetzen. Es kann nicht 
behauptet werden, daß das Wort „Gebühr“ für die Bedeutung, welche 
ihm die Finanzwiſſenſchaft beilegt, beſonders bezeichnend wäre. Das 
Weſen der Gebühr im wiſſenſchaftlichen Sinne liegt darin, daß das 
Entgelt der Partei für eine ſtaatliche Leiſtung ſich genau auf die 
Vergütung des bezüglichen ſtaatlichen Aufwandes beſchränken müſſe 
und keinerlei Gewinn übrig laſſen dürfe, weil ein ſolcher wegen des 
Monopolcharakters der betreffenden Einrichtung als Steuer erſcheinen 
würde. Dieſe Beſchränkung wird durch die Bezeichnung „Gebühr“ 
gar nicht ausgedrückt; „Gebühr“ ſagt an ſich nicht mehr, als daß 
es ſich um eine geſchuldete Leiſtung, um etwas „Gebührendes“ handle. 

Man konnte daher diefen Ausdruck wohl ohneweiters fallen 
laſſen und ihn durch das prägnantere Wort „Vergütung“ erſetzen, 
welches das Verhältniß von Staatsleiſtung und Gegenleiſtung recht 
gut zum Ausdruck bringt. Insbeſondere für das öſterreichiſche Gebühren⸗ 
recht empfiehlt ſich die Adoptirung dieſes Ausdruckes, wegen der Rolle, 
die das Geſetz der Bezeichnung „Gebühr“ zugewieſen hat. 


Um nun zum Patente vom 26. Auguſt 1716 zurückzukehren, 
muß geſagt werden, daß Widmer's Auffaſſung der Stempel dieſes 
Patentes als „Vergütung“ zwei weſentliche Mängel anhaften: 

Erſtens liegt hierin eine Inconſequenz gegenüber der den 
Stempeln der erſten Patente zuerkannten Natur. Würden dieſe alteſten 
Stempel als Verkehrsſteuern angeſehen, weil ſie anläßlich einer geſuchten 
„Verbeſſerung von Vermögen, Stand oder Condition“ zu entrichten 
waren, ſo galt dies ja nicht nur in Hinſicht auf die Stempel von 
Urkunden, ſondern auch bezüglich der Stempel von Eingaben ſammt 
ihrem Zubehör. Wenn das inneröſtexreichiſche Patent nun den Urkunden— 
ſtempel fallen ließ und die Abgabepflicht bloß auf Eingaben beſchränkte, 
ſo beſteht doch kein zwingender Grund, anzunehmen, daß der Eingaben⸗ 
ſtempel jetzt ſeine Natur verändert hätte. Im Gegentheile liegt es 
wohl viel näher, zu glauben, daß dieſer Stempel dasſelbe geblieben 
ſei, was er vor dem war: nach Widmer's Anſicht eine Verkehrs- 
ſteuer, nach unſerer Anſchauung aber eine Papierconſumſteuer. 

Zweitens gibt es ein von Widmer überſehenes Moment, 
welches ganz zweifellos für die inneröſterreichiſchen Stempel den Cha— 
rakter von „Vergütungen“ ausgeſchloſſen erſcheinen läßt. Es iſt eine 
ganz ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung für das Vorliegen von „Vergit— 
tungen“, daß die Zahlung der Partei an Denjenigen zu erfolgen hat, 
der eine Verwaltungsleiſtung im Intereſſe der Partei vornimmt und 
dabei Koſten aufwendet. Bei den Stempeln traf dies jedoch 
niemals zu, und insbeſondere während der hier in Betracht kom— 
menden älteren Zeit noch viel weniger als heutzutage. Die Stempel— 
abgabe bezog von Anfang an ausſchließlich der Staat. Die ſtempel— 
pflichtigen Eingaben fielen aber damals nur zu einem ganz minimalen 
Theile vor ſtaatlichen Behörden vor: die Verwaltung und Gerichts— 
barkeit im Patrimonialſtaate lag vielmehr regelmäßig in anderen, als 
ſtaatlichen Händen. Hatte die Gutsherrſchaft, Stadt, Landſtandſchaft, 
Kirche u. dgl. die Koſten der Amtshandlung zu tragen, und zog der 
Staat bei dieſer Gelegenheit eine Zahlung ein, ſo konnte ſie doch 
unmöglich eine Vergütung dieſer Koſten ſein. 

2. Beſtände dieſes entſcheidende Moment nicht, ſo könnte die 
von Widmer aufgeſtellte Anſicht allerdings in Betracht kommen. 
Denn es darf die Möglichkeit nicht beſtritten werden, daß „Vergü— 
tungen“ ſehr wohl in Geſtalt von Stempeln entrichtet werden könnten. 
Der Stempel iſt eine Abgabenentrichtungsform von vielſeitiger An— 
wendbarkeit. Er entſtand zwar hiſtoriſch mit der Schriftſteuer und 
deckten beide einander durch lange Zeit. Heute aber iſt die Schrift: 
ſteuer nicht mehr auf die Entrichtung mittels Stempels beſchränkt, 
und hat dieſer ſeinerſeits auch in anderen Abgabezweigen Anwendung 
gefunden. 

Wären in Innerbſterreich ſtempelpflichtige Eingaben nur vor 
ſtaatlichen Behörden vorgekommen und wäre deßwegen die Möglichkeit 
des Vorliegens von „Vergütungen“ zu conſtatiren, ſo hätte man auch 
dem oberwähnten zweiten Satze Widmers zuſtimmen können: daß 
das inneröſterreichiſche Stempelpatent eine ganz iſolirte Stellung in 
der Geſchichte des öſterreichiſchen Stempelweſens einnehme, da der 
Gang der Entwicklung dasſelbe überſprungen und die thereſianiſche 
Reform direct an die erſten Patente aus dem Ende des 17. Jahr- 
hundertes angeknüpft habe. 

In Wahrheit iſt dem aber nicht ſo: Das Patent vom 26. Auguſt 
1716 nimmt dieſe Sonderſtellung keineswegs ein. 

Allerdings handelt es ſich hier um die dunkelſte und am wenigſten 
aufgeklärte Periode des öſterreichiſchen Stempelweſens; es fallen aber 
doch einzelne Lichtſtrahlen auf dieſe Zeit und lafſen deutlich erkennen, 
daß die Rechtsentwicklung während derſelben nicht ſtille ſtand, hier 
vielmehr der Uebergang zur allgemeinen Wiedereinführung der Stempel— 
abgabe zu finden iſt. 

Ein ſolcher werthvoller Aufſchluß iſt enthalten im thereſianiſchen 
Edicte vom 13. März 1764, ergangen für Trieſt und Fiume (als 
gedrucktes Normale in Originalausgabe vorfindlich im Archivio diplo- 
matico triestino, auch abgedruckt bei Kandler, Raccolta delli Leggi, 
Ordinanze e Regolamenti speciali per Trieste etc. Trieste, Tipo- 
grafia del Lloyd Austriaco 1861). In dieſem Normale werden 
zunächſt bezüglich des „bollo di carte antico da tanti anni in- 
trodotto“ erneuert „le antiche Patenti e Risoluzioni in tal merito 
emanate e publicate e segnatamente quelle di 18 Maggio 1734, 
13 Marzo 1744, 1 Agosto 1751 e 3 Marzo 1759.“ Wiewohl 
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über den Inhalt der hier aufgezählten Vorſchriften nichts gejagt 
werden kann, ſpricht doch ſchon die Thatſache ihrer Exiſtenz für ſich 
laut genug: Das Stempelweſen ſtagnirte in Inneröſterreich keines— 
wegs; ſoweit die Verhältniſſe es erforderten und ermöglichten, fand 
es entſprechend Pflege und Beachtung. 

Das inneröſterreichiſche Stempelpatent bietet, wenn man es 
mit den älteren Vorſchriften vergleicht, das Bild einer unverkennbaren 
rückläufigen Entwicklung: das Stempelweſen iſt auf eine viel beſchränk⸗ 
tere Baſis reducirt und läßt nach mehreren Richtungen eine auffällige 
Verarmung und Verkümmerung erkennen. So gibt es nur mehr eine 
einzige Stempelclaſſe zu 5 kr. und find die höheren Stempelbeträge 
zu 15 kr. und 60 kr. weggefallen. Auch wurden jetzt nur noch die 
Eingaben ſammt ihrem Zubehör ſtempelpflichtig erklärt, eine An— 
ordnung, die jedoch — wie wir im Weiteren ſehen werden — mehr 
bedeutet, als ſie am erſten Blick entnehmen läßt. Dieſe Einſchränkung 
des Stempelweſens wurde offenbar dadurch verurſacht, daß die erſte 
Einführung dieſer Abgabe Fiasco gemacht hatte und man daher fait 
zaghaft mit einem ganz kleinen Anfang wieder anhob und nur Ver— 
hältniſſe in die Abgabepflicht einbezog, bei denen keinerlei Schwierig— 
keiten entſtehen konnten und wo die Idee einer Beſteuerung ganz nahe 
lag. Hiebei blieb man aber nicht für immer ſtehen. Das obencitirte 
Edict führt im Punkt 2 eine Allerhöchſte Reſolution ddo. Wien, 
29. März 1751 an, durch welche in Inneröſterreich dem Stempel 
noch weiter unterworfen wurden „eziandio tutti gl'ordini, chiusi 
ed aperti, tutte le patenti, decreti, dichiarazioni, informazioni. 
relazioni, cedule d'intimazione 0 esecuzione dei fanti o trabanti. 
e qualunque altre spedizioni che si fanno dalle rispettive can- 
cellerie in cause di tribunali contenziosi tanto ecelesiastici che 
secolari“ — mit einem Worte alle ämtlichen Ausfertigungen in Streit 
ſachen. Nach dieſer Einbeziehung der ämtlichen Ausfertigungen in die 
Stempelpflicht erſcheinen ſchon im öſterreichiſchen Stempelrechte alle 
die Gegenſtände der Abgaben vertreten, welche dann im thereſianiſchen 
Patente vom 3. Februar 1762 wiederzufinden ſind: ämtliche Aus— 
fertigungen, Eingaben ſammt Zubehör und (unter dieſem Zubehör 
mit inbegriffen) auch alle Urkunden. 

Die letztere Angabe bedarf allerdings nach beſonderer Erhärtung. 
Die Urkunden aller Arten unterlagen in Inneröſterreich bei ihrer Aus- 
fertigung dem Stempel nicht. Erſt wenn ſie als Beilagen einer 
ſtempelpflichtigen Eingabe verwendet wurden, mußten ſie geſtempelt 
werden. Dieſer Stempel ließe nun an ſich eine zweifache Auffafſung 
zu: entweder waren dies einfach Beilagenſtempel, welche die Schrift— 
ſtücke nicht wegen ihrer Natur als Urkundeu, ſondern wegen ihrer 
Verwendung als Beilagen ergriffen und überhaupt nur auf dem Kri— 
terium beruhten, daß beſchriebenes Papier allegirt worden ſei — oder 
es handelte ſich um eigentliche, durch die Natur der Ausfertigung 
bedingte Gebühren von Urkunden, deren Abgabepflicht aber erſt durch 
den ämtlichen Gebrauch herbeigeführt wurde, ähnlich den Fällen der 
ſogenannten „bedingten Befreiungen“ im heutigen Gebührenrechte. 
Ueber das Zutreffen der einen oder der anderen dieſer zwei Alternativen 
ſollte in erſter Linie das Gebührenmaß Aufſchluß geben, da die Ab— 
gabepflicht von Urkunden einer mannigfachen Abſtufung fähig iſt, 
während bei Beilagen naturgemäß für jeden Bogen die gleiche Gebühr 
gefordert wird. Dieſes nächſtliegende Kriterium läßt uns aber hier im 
Stiche, da nur eine einzige Stempelclafje zu 3 Kreuzer 
beſtand, und jeder Bogen der allegirten Urkunden mit dem 3 Kreuzer— 
Stempelzeichen verſehen war. Dieſer Stempel konnte nun ebenſogut 
Beilagen- als Urkundenſtempel ſein, und gibt das Gebührenmaß ſohin 
keinen Anhaltspunkt für die Qualification der Gebühr. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Beleidigende Schreibweife gegenüber einem Gemeindevorſteher gehört 
nicht zu jenen Straffällen, auf welche § 12, al. c der kaiſerl. Ver⸗ 
ordnung vom 20. April 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, Anwendung findet. 

Peter D. aus P. wurde wegen Uebertretung des $ 12 © der 
kaiſerl. Verordnung vom 20. April 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, begangen 
durch beleidigende Schreibweiſe gegenüber dem Gemeindevorſteher von G., 


gemäß $ 11 dieſer Verordnung von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in 
L. mit dem Bekenntniſſe vom 25. September 1896, 3. 11.366/178, 
mit drei Tagen Arreſt beſtraft. 

Die Statthalterei beſtätigte in zweiter Inſtanz unterm 12. No⸗ 
vember 1896, 3. 28.262, dieſes Erkenntniß und wandelte die verhängte 
Arreſtſtrafe in eine Geldſtrafe von 15 fl. oder entſprechenden Eventual— 
arreſt um. 

Aus Anlaß des Recurſes des Peter D. gegen die Statthalterei— 
entſcheidung hat das k. k. Miniſterium des Innern mit Erlaß vom 
9. Februar 1897, Z. 3933, ſowohl die Statthaltereientſcheidung, als 
das derſelben zu Grunde liegende bezirkshauptmannſchaftliche Erkenntniß 
von Amtswegen behoben, weil es ſich im concreten Falle nicht um die 
Beleidigung einer Behörde handelt, auf welche $ 12 c der kaiſerl. 
Verordnung vom 20. April 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, Anwendung 
finden kann und ſohin die Competenz zum Einſchreiten der politiſchen 
Behörden nach der gedachten Geſetzesſtelle nicht vorhanden war. 


R. 


Im Falle der feſtgeſtellten Verpflichtung einer Gemeinde zur Er— 

gänzung des Einkommens des Curaten anf den Congrua⸗Vetrag iſt 

die Deckung der Congrua geſichert und hienach die geſetzliche Voraus⸗ 

ſetzung eines Anſpruches an die Regierung wegen Ergänzung der 
Congrna nicht gegeben. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 17. October 1898 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage de praes. 29. Juni 
1898, 3. 273 R.⸗G., des Ceſar Mottes, Curaten in Faver, unter 
Mitfertigung des Gemeindevorſtehers Camillo Nardoni, durch Dr. Lo— 
renzoni, wider die k. k. Regierung, wegen Congrua-Ergänzung, zu 
Recht erkannt: 

Das Klagebegehren wird abgewieſen. 

Gründe: Die exponirte Caplanei von Faver wurde im Jahre 
1714 errichtet. In dem biſchöflichen Neferipte wurde der Gemeinde 
Faver die Berechtigung eingeräumt „nominandi, praesentandi, 
retinendi ad tempus conveniendum et propriis sumptibus susten- 
tandi sacerdotem Curatum idoneum a nobis approbandum, qui 
in vim conventorum deservire possit in his, quae ad animarum 
curam spectant“. Ferner folgen daſelbſt die Worte: „Reservato 
semper jure, praesentandi ad dietam curatiam Favri et con- 
veniendi cum ipso admodum reverendo curato, ipsumque expleto 
tempore convento removendi vel confirmandi, prout eidem uni- 
versitati et vicinis Favri magis expediens videbitur.“ Hieraus 
folgt nach den Behauptungen der Klage, daß 1. von der Gemeinde 
die Pflicht übernommen wurde, den Curaten auf eigene Koſten zu 
erhalten, ohne aber den an ihn in Geld oder Natura zu leiſtenden 
Betrag zu beſtimmen, daß 2. vielmehr der Gemeinde freigeſtellt wurde, 
von Fall zu Fall mit dem Curaten eine Vereinbarung über Art, 
Weſen und Betrag der Unterhaltsleiſtung zu treffen, daß es 3. der 
Gemeinde immer anheimgegeben war, von Fall zu Fall die Wirkſam⸗ 
keit des Verhältniſſes auf eine beſtimmte Zeit zu begrenzen, den 
Curaten dann wieder zu beſtätigen oder ihn zu entlaſſen und einen 
anderen zu präſentireu. Die im Allgemeinen ausgeſprochene Unter— 
haltspflicht mußte alſo erſt durch beſondere Verträge mit den einzelnen 
Curaten ihren Ausdruck in Ziffern oder in fixirten Leiſtungen finden. 
So wurde es auch bei allen Curaten gehalten. Bis 1824 wurde 
ihnen der Unterhalt in Natur geleiſtet. Im Jahre 1824 vereinbarte 
die Gemeinde mit dem damaligen Curaten ſtatt der Naturalleiſtung 
die Zahlung eines Gehaltes von 250 fl. C.-M. Dieſe Vereinbarung 
wurde von dem k. k. Gubernium mit Erlaß vom 24. Juli 1824, 
a 14.528, beftätigt. Im Jahre 1835 ſchloß die Gemeinde mit dem 
Gun Anton Battiſti einen anderen Vertrag, in welchem ihm als 
ongrug der Betrag von 240 fl. zugeſichert wurde (Note des fürft- 
erzbiſchöflichen Ordinariates vom 12. November 1836, Z. 3665). 
Mit den Nachfolgern Battiſti's kam es von Fall zu Fall zu Verein- 
barungen verſchiedenen Inhaltes. Nach Erlaß des Congrua-Geſetzes 
von 1885 lehnte die Gemeinde jede Verpflichtung zu einer Congrua— 
Leiſtung ab, mit Ausnahme eines Jahresbeitrages von 72 fl., d. i. 
des Zinſenäquivalentes eines aus dem Verkauf von Grundſtücken des 
Curatbeneficiums erzielten Capitals. Die politiſche Behörde hingegen 
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entſchied, daß der Curat von Faver von dem Religions- oder Staats- 
fonde nichts zur Ergänzung der neuen Congrua von 460 fl. verlangen 
könne und daß er dieſen Congruabetrag von der Gemeinde zu be— 
anſpruchen habe. (Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft Trieſt 
vom 9. Juli 1895, Nr. 11.201, der Statthalterei in Innsbruck vom 
7. Auguſt 1895, Nr. 19.278, und des Miniſteriums für Cultus und 
Unterricht vom 2. November 1895, 3. 23.441.) Die Beſchwerde 
der Gemeinde an den Verwaltungsgerichtshof wurde mit dem Erkennt⸗ 
niſſe vom 2. April 1897, 3. 1894, abgewieſen. Die Gemeinde und 
der Curat von Faver führen nunmehr Klage vor dem Reichsgerichte 
und berufen ſich insbeſondere auf 8 3 des Congrua-Geſetzes, wonach 
unter die Einnahmen des Congrua-Einbekenntniſſes nur jene fixen 
und unabänderlichen Jahresleiſtungen aufzunehmen ſeien, welche dem 
Beneficium ſelbſt aus einem für alle wechſelnden Seelſorger wirkſamen 
Verpflichtungsgrund zukommen und die vage Leiſtung nach dem biſchöf— 
lichen Reſcripte ſich unter die ziffermäßig zu fixirenden Leiſtungen nach 
§ 3 lit. a bis g Congrua⸗Gefetz nicht ſubſumiren laſſe, zumal, da 
die beſonderen Verträge ad personam, welche mit den einzelnen 
Curaten geſchloſſen worden ſeien, das Beneficium nicht berühren. Im 
ſchlimmſten Falle könnten der Gemeinde nur im Sinne des § 3, 
Nr. le und d des Congrua-Geſetzes 250 fl. aufgelaſtet werden, dann 
aber nicht die 72 fl. Intereſſen von dem Capitale des Beneficiums. 
Die Gemeinde hat mit Beſchluß vom 27. März 1898 den Curaten 
angewieſen, bei dem Reichsgerichte Klage zu führen. Demnach ſtellt 
der Curat in Gemeinſchaft mit der durch den Vorſteher vertretenen 
Gemeinde das Petit um das Erkenntniß: 1. Es gebühre dem Don 
Ceſar Mottes als Curaten von Faver das Recht, von dem Religions— 
fonde oder den Staatsfonden die Ergänzung der normalen, von den 
Geſetzen fixirten Congrua zu begehren und zu erhalten; 2. Es habe 
folglich die k. k. Regierung dem Don Ceſar Mottes bei den Religions— 
oder Staatsfonden anzuweiſen und zu bezahlen alles zur Ergänzung 
feiner normalen Congrua Exforderliche, ſoweit dieſe nicht durch den 
Jahresbeitrag von 250 fl. gedeckt iſt, welchen die Gemeinde nach dem 
Erlaſſe vom 24. Juli 1824, Nr. 14.528, zahlt, und dies von dem 
Tage an, an welchem er mit der Curatie von Faver inveſtirt wurde, 
d. i. vom 11. November 1894 an. 

Eine Gegenſchrift wurde nicht erſtattet. 

Bei der mündlichen Verhandlung wurde Seitens des Vertreters 
des Miniſteriums für Cultus und Unterricht geltend gemacht, daß die 
vorliegende Klage nicht ſo ſehr auf die Zuerkennung einer Congrua— 
Ergänzung als vielmehr auf die Aufhebung der inſtanzmäßigen Ent— 
ſcheidungen der Verwaltungsbehörden, beziehungsweiſe des betreffenden 
Erkenntniſſes des Verwaltungsgerichtshofes gerichtet ſei. Durch dieſe 
Entſcheidungen, beziehungsweiſe das Erkenntniß des Verwaltungs— 
gerichtshofes ſei rechtskräftig feſtgeſtellt, daß in Faver ein ausreichen⸗ 
des directes Pfründen-Einkommen auf Grund einer fixen Dotation 
Seitens der Gemeinde beſtehe. Bei dem Beſtande dieſer primären 
Verpflichtung der Gemeinde lebe die ſubſidiäre Verpflichtung des 
Religionsfondes nicht auf. Uebrigens wäre die Klage auch zur Ent— 
ſcheidung durch das Reichsgericht noch nicht reif, da das Einkommens⸗ 
Bekenntniß des Curaten von der Behörde noch nicht adjuſtirt ſei. 

Durch die Entſcheidung des k. k. Miniſteriums für Cultus und 
Unterricht vom 2. November 1895, 3. 23.441, wurde die Gemeinde 
von Faver für verpflichtet erklärt, das Einkommen ihres jeweiligen 
Curaten auf die geſetzliche Congrug zu ergänzen. 

Ueber die hiegegen ergriffene Beſchwerde der Gemeinde Faver 
wurde vom k. k. Verwaltungsgerichtshofe die erwähnte Miniſterial⸗ 
Entſcheidung als dem Geſetze entſprechend erkannt und die Beſchwerde 
als unbegründet abgewieſen. 

Hiedurch iſt die Verpflichtung der Gemeinde Faver zur Er— 
gänzung des Einkommens des Curaten auf den Betrag der gegen— 
wärtig geſetzlich feſtgeſtellten Congrua endgiltig ausgeſprochen. 

Hienach iſt die geſetzliche Vorausſetzung eines Anſpruches an die 
Regierung wegen Ergänzung der Congrua des Curaten Ceſar Mottes 
nicht gegeben. Denn nach § 1 des Geſetzes vom 19. April 1885, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 47, iſt das ſtandesgemäße Minimal-Einkommen der 
katholiſchen Seelſorgegeiſtlichkeit aus dem Religionsfonde, beziehungs— 
weiſe aus der ſtaatlichen Dotation derſelben, nur inſoweit zu ergänzen, 
als dasſelbe durch die mit dem geiſtlichen Amte verbundenen Bezüge 
nicht gedeckt iſt. 


Da nun im vorliegenden Falle die Deckung der Congrua durch 
die, wie früher erwähnt, endgiltig feſtgeſtellte Verpflichtung der Ge- 
meinde zur Ergänzung des Einkommens des Curaten auf den Congrua— 
Betrag geſichert iſt, kann ein Ergänzungsanſpruch an die Regierung 
nicht geſtellt werden, weßhalb das Klagebegehren abzuweiſen war. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 18. October 1898, Z. 336.) 


Notiz. 


(Mangel der entſprechenden Kenntniſſe in der Tanzkunſt 
als „Unzuverläßlichkeit“ für die Ausübung des Gewerbes als 
Tanzlehrer erkannt.) Ueber einen ſolchen Fall berichtet die „Deutſche Ger. 
Zeitung“ wie folgt: Bezüglich der Ausübung des Gewerbes als Tanzlehrer hat 
der Bezirksausſchuß zu Osnabrück in ſeiner Sitzung vom 13. September 1898 
eine wichtige Entſcheidung getroffen. Dieſelbe iſt rechtskräftig geworden. In der 
Stadt Osnabrück hatte in letzter Zeit die Unſitte Platz gegriffen, daß daſelbſt be⸗ 
liebige Perſonen — Muſiker, Maler, Barbiere u. A. — ſich als Tanzlehrer an⸗ 
meldeten und unter dem Deckmantel dieſes Gewerbes Tanzbeluftigungen veranftalteten, 
zu welchen Theilnehmer in unbegrenzter Zahl gegen Zahlung eines Beitrages oder 
eines Eintritts- oder Tanzgeldes Zutritt hatten. Von einem Tanzunterricht war 
keine Rede, auch hatten dieſe Tanzlehrer von der Tanz- oder von der Anſtands— 
lehre keine Ahnung. Die Polizeidirection zu Osnabrück hat nun aus dem Um⸗ 
ſtande, daß dieſen Perſonen die Kenntniſſe und Fähigkeiten in Bezug auf das von 
denſelben betriebene Gewerbe mangelten, gefolgert, daß bei denſelben eine That— 
ſache vorliege, welche die Unzuverläßlichkeit der betreffenden Perſonen in Bezug 
auf das Gewerbe als Tanzlehrer darthue — § 35 der Reichsgewerbeordnung. Sie 
erhob gegen den Maler S. bei dem Bezirksausſchuß zu Osnabrück Klage auf 
Unterſagung des Gewerbes als Tanzlehrer und hat, wie ſchon angeführt, unterm 
13. September v. J. ein obſiegendes Urtheil erſtritten. In der Begründung des 
Urtheils wird ausgeführt: Der Beklagte hat unter dem 22/25. Mai v. J. der 
Klägerin ſchriftlich angezeigt, daß er im Saale des Reſtaurateurs S. hier das 
Gewerbe als Tanzlehrer auszuüben beabſichtige und am 25. Mai v. J. damit 
beginnen werde. Da dem Beklagten, welcher angeblich vor einigen Jahren bei einem 
Cigarrenhändler hierſelbſt einige Rundtänze gelernt habe, jede Kenniniß und Fähig⸗ 
keit für den beabſichtigten Gewerbebetrieb nach Anſicht der Klägerin mangelte, hat 
dieſelbe in der Annahme, daß damit eine Thatſache vorliege, welche die Unzuver— 
läßlichkeit des Beklagten in Bezug auf das Gewerbe als Tanzlehrer darthue, gegen 
denſelben Klage im Verwaltungsſtreitverfahren erhoben mit dem Antrage, dem Be— 
klagten den Gewerbebetrieb als Tanzlehrer zu unterſagen und demſelben die Koſten 
des Verfahrens aufzuerlegen. Zur weiteren Begründung dieſes Antrages hat die 
Klägerin darauf hingewieſen, daß unter dem Deckmantel von Tanzſtunden häufig 
verſucht werde, öffentliche Tanzluſtbarkeiten abzuhalten, theils in der Weiſe, daß 
zu einzelnen Tanzſchülern eine große Anzahl Fremder zugelaſſen werde, theils da— 
durch, daß ſehr häufig ſogenannte Abtänze abgehalten würden, Endlich hat Klägerin 
von dem erſten Vorſitzenden der Genoſſenſchaft deutſcher Tanzlehrer in Hamburg 
eine in heutiger Verhandlung verleſene, als Prüfungsprogramm bezeichnete Weber: 
ſicht der Anforderungen überreicht, welche ſeitens der gedachten Genoſſenſchaft an 
ihre Mitglieder in techniſcher Hinſicht geſtellt werden. Der Beklagte erachtet ſich 
zum Lehren von Rundtänzen für befähigt, räumt aber ein, daß er, was übrigens 
bei den meiſten hieſigen Tanzlehrern der Fall ſei, andere Tänze nicht zu lehren 
verſtehe. Es war in der Hauptſache wie geſchehen zu erkennen. Nach § 35 der 
Reichsgewerbeordnung iſt die Ertheilung von Tanzunterricht als Gewerbe zu unter: 
jagen, wenn Thatſachen vorliegen, welche die Unzuverläßlichkeit des Gewerbe⸗ 
treibenden in Bezug auf dieſen Gewerbebetrieb darthun. Eine folche Thatſache 
erblickt die Klägerin mit Recht in dem Umſtande, daß der Beklagte, ein Maler: 
gehilfe, nach eigenem Zugeſtändniß nur einige Rundtänze gelernt hat und nur 
ſolche zu lehren beabſichtigt. Damit darf aber als erwieſen angenommen werden, 
daß der Beklagte nicht über diejenigen Kenntniſſe und Fertigkeiten in Bezug auf 
das Gewerbe als Tanzlehrer verfügt, welche bei einem ſolchen von den den Tanz— 
unterricht aufſuchenden Perſonen vorausgeſetzt werden müſſen und daß er ſomit 
der Zuverläßlichkeit ermangelt, welche in techniſcher und artiſtiſcher Hinſicht Der⸗ 
jenige, welcher das Gewerbe als Tanzlehrer ausüben will, nach der Vorſchrift des 
Geſetzes beſitzen muß. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekeideten Oberfinanzrathe und Finanz-Procurator in Innsbruck Dr. Guſtav 
Conrad die Verſetzung in gleicher Eigenſchaft nach Graz bewilligt und den mit 
dem Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes bekleideten Finanzrath der Finanz⸗ 
Procuratur in Graz Dr. Karl Buchaczek zum Oberfinanzrathe und Finanz-Pro⸗ 
curator in Innsbruck ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Finanz- Landesdirection in 
Innsbruck Karl Ritter Mayr v. Gravengg den Titel und Charakter eines Hof⸗ 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe der niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
Procuratur Dr. Franz Mühlberger den Titel und Charakter eines Ober: 
finanzrathes und dem Secretär dieſer Finanz-Procuratur Dr. Ludwig Mayer 
den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Baurath des dalmatiniſchen Staatsbaudienſtes 
Bartholomäus Tamino zum Oberbaurathe extra statum unter Belaſſung in 
ſeiner gegenwärtigen Verwendung als Leiter des landwirthſchaftlichen Meliorations⸗ 


weſens in Dalmatien und den Baurath des Staatsbaudienſtes in Kärnten Robert 
Bouvard Edlen v. Chätelet zum Oberbaurathe im techniſchen Departement der 
Statthalterei in Zara ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem mit dem Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Oberfinanzrathe und Finanz⸗Procurator in Graz Dr. Juſtin v. Stein⸗ 
büchel⸗Rheinwall aus Anlaß der Uebernahme in den dauernden Ruheſtand 
das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern 
Auguſt Freiherrn Czapka v. Winſtetten anläßlich der Uebernahme in den 
dauernden Ruheſtand den Titel und Charakter eines Sectionschefs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Vorſtande des Gebühren: 
bemeſſungsamtes in Linz Karl Podeſchwik anläßlich der Verſetzung in den 
dauernden Ruheſtand den Orden der Eiſernen Krone 3. Claſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberſinanzrathe und Finanz⸗Bezirksdirector in 
Tarnöw Anton Johann Czaplins li anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand 
den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Oberingenieur des niederöſterreichiſchen Staats— 
baudienſtes Johann Felger anläßlich der Uebernahme in den bleibenden Ruhe⸗ 
ftand den Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Hilfsämterdirector des Finanzminiſteriums Anton 
Stauke anläßlich der Verſetzung in den dauernden Ruheſtand den Titel eines 
kaiſ. Nathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Evidenzhaltungs⸗Oberinſpector Johann Szumski 
in Lemberg anläßlich der Uebernahme in den dauernden Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Evidenzhaltungs-Directors verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Finanz Landesdirection 
in Wien Wenzel Kozeluh anläßlich der Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand 
den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Kanzleiofficial 2. Claſſe Franz Bohm in Stern— 
berg anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das goldene Verdienſtkreuz 
verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Statthalterei-Secretäre 
Jakob Sokolowski, Johann Winiarski und Dr. Stanislaus Ritter v. 
Uſtyanowski ſowie die Bezirks⸗Obercommiſſäre Moriz Grafen Dzieduszycki 
und Joſef Rudzki zu Bezirkshauptmännern, dann die Bezirkscommiſſäre Auguſt 
Freiherrn v. Jorkaſch-Koch und Alexander Stach zu Bezirks⸗Obercommiſſären 
und die Bezirkscommiſſäre Stanislaus Korytowski, Ladilaus Marek und 
Miecislaus Strzelbicki zu Statthalterei⸗Secretären in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Rechnungs-Revidenten 
Ferdinanz Prinz zum Rechnungsrathe und die Rechnungsofficiale Franz Schlick 
und Anton Ritter v. Bilgorajsfi zu Rechnungs-Revidenten im Miniſterium 
des Innern ernannt. 

Der Miniſter des kaiſerl. und königl. Hauſes und des Aeußern hat den 
Rechnungsrath Victor Schiſchka zum Oberrechnungsrathe, den Rechnungsofficial 
1. Claſſe Paul Peitl zum Rechnungsrathe, den Rechnungsofficial 2. Claſſe Richard 
v. Muchmayer zum Rechnungsoffieial 1. Claſſe und den Rechnungsaſpiranten 
Benjamin Schier zum Rechnungsofficial 2. Claſſe ernannt. 

Der Miniſter des kaiſerl. und königl. Hauſes und des Aeußern hat den mit 
dem Titel und Charakter eines Hilfsämterdirectors bekleideten Hilfsämterdirections— 
Adjuncten Joſef Fleckhammer v. Ayſtetten zum Hilfsämterdireckor, den 
Hof: und Miniſterial⸗Ofſicial 1. Claſſe Wilhelm Broſché Edlen v. Oſtenau 
zum Hilfsämterdirections-Adjuncten, die Hof- und Miniſterial⸗Officiale 2. Claſſe 
Laurenz Mara v. Felſöſzälläſpatak und Karl Florianſchütz zu Hof- und 
Miniſterial⸗Officialen 1. Claſſe und die Kanzlei-Aſpirauten Alfons Traxler und 
Karl Heim, den Militär-Rechnungs-Acceſſiſten Joſef Körner und den Joſef 
Kädas zu Hof- und Miniſterial⸗Officalen 2. Claſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat im Status der Beamten zur Evidenzhaltung des 
Grundſteuercataſters die Evidenzhaltungs⸗Inſpeetoren Heinrich Brichta, Wladimir 
Pruß de Jeziery-Jezierski, Marian Glaczynski, Wenzel Steinhäuſel 
und Franz Tarnawski zu Evidenzhaltungs⸗Oberinſpectoren in der VII. Rangs⸗ 
claſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Ferdinand Caminoli zum 
Steuer⸗Oberinſpector für den Amtsbereich der Finanz⸗Landesdirection in Inns⸗ 
bruck ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Joſeſ Halla und den 
Steueramtscontrolor Otto Schidlo zu Hauptſteueramtscontroloren für den Dienſt⸗ 
bereich der Finanz⸗Landesdirection in Brünn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Lottoamts⸗Controlor Johann Stumbauer 
in Brünn zum Amtsverwalter und Caſſier bei dem Lottvamte in Innsbruck 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den proviſoriſchen Secretär der Finanz⸗Procuratur 
in Laibach Dr. Rudolf Thomann zum deſinitiven Finanz⸗Procuraturs⸗Secretär 
daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 


1 Vezirksſecretärsſtelle in der X. eventuell 1 Landesregierungs⸗ 
Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe in Kärnten bis 8. Februar. (Amts: 
blatt Nr. 14.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erfeuntnifien des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 3 und 4 der Erkenntniſſe, finanz. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


